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4 7 2 . Bundesgesetz, mit dem das Landarbeits-
gesetz 1984 und das Land- und forstwirtschaft-
liche Berufsausbildungsgesetz geändert werden

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I

Änderung des Landarbeitsgesetzes 1984

Die im Landarbeitsgesetz 1984, BGBl. Nr. 287,
für die Regelung des Arbeitsrechtes in der Land-
und Forstwirtschaft gemäß Art. 12 Abs. 1 Z 6 B-VG
aufgestellten Grundsätze, zuletzt geändert durch
das Bundesgesetz BGBl. Nr. 628/1991, werden wie
folgt geändert:

1. (Grundsatzbestimmung) § 3 Abs. 3 lautet:

„(3) Auf familieneigene Arbeitskräfte (Abs. 2)
sind die §§ 13, 77 bis 94, 109 Abs. 1, 109 a Abs. 1 bis
4 sowie 110 und die Abschnitte 5, 6 und 7
anzuwenden."

2. (Grundsatzbestimmung) § 7 lautet:

„§ 7. Wird ein Dienstvertrag mündlich abge-
schlossen, so ist dem Dienstnehmer vom Dienstge-
ber auf Verlangen eine schriftliche Aufzeichnung
(Dienstschein) über die wesentlichen Rechte und
Pflichten aus dem Dienstvertrag sowie über die
angerechneten Vordienstzeiten auszufolgen. Der
Dienstschein ist vom Dienstgeber zu unterfertigen."

3. (Grundsatzbestimmung) In § 21 Abs. 7 lautet
das Zitat „§ 45 Abs. 1 ASVG".

4. (Grundsatzbestimmung) § 109 lautet:

„§ 109. (1) Jugendliche im Sinne dieses Bundes-
gesetzes sind Personen, die nicht als Kinder im
Sinne des § 110 Abs. 6 gelten,

1. bis zur Vollendung des 18. Lebensjahres oder
2. bis zur Beendigung eines Lehr- oder sonstigen

mindestens einjährigen Ausbildungsverhältnis-
ses, längstens jedoch bis zur Vollendung des
19. Lebensjahres.

(2) Die regelmäßige Wochenarbeitszeit der
Jugendlichen darf 40 Stunden, die Tagesarbeitszeit
neun Stunden nicht überschreiten. § 57 gilt
sinngemäß.

(3) Jugendlichen ist nach Beendigung der
täglichen Arbeitszeit eine ununterbrochene Ruhe-
zeit von mindestens zwölf Stunden zu gewähren.
Für Jugendliche, die mit der Viehpflege und
Melkung (Stallarbeit) beschäftigt sind, kann die
Ruhezeit ab Vollendung des 16. Lebensjahres auf
zehn Stunden verkürzt werden.

(4) Jugendliche dürfen zur Nachtarbeit (§ 62)
und zur Überstundenarbeit (§ 61) nicht herangezo-
gen werden.

(5) Den Jugendlichen ist wöchentlich eine
ununterbrochene Freizeit von 41 Stunden zu
gewähren, in die der Sonntag zu fallen hat; diese
Wochenfreizeit soll nach Möglichkeit spätestens um
13 Uhr am Samstag beginnen. Arbeiten während der
Wochenfreizeit und an Feiertagen sind nur in
besonders dringlichen Fällen (§ 64 Abs. 4) zulässig.

(6) Jugendliche, die während der Wochenfreizeit
(Abs. 5) beschäftigt werden, haben in der folgenden
Woche unter Fortzahlung des Entgelts Anspruch
auf Freizeit in folgendem Ausmaß:
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1. Bei einer Beschäftigung am Samstag nach
13 Uhr im Ausmaß der geleisteten Arbeit;

2. bei einer Beschäftigung am Sonntag im
doppelten Ausmaß der geleisteten Arbeit;

3. bei einer Beschäftigung während der Wochen-
freizeit am Samstag nach 13 Uhr und am
Sonntag eine ununterbrochene Wochenfrei-
zeit von 41 Stunden.

Jedes zweite Wochenende muß arbeitsfrei bleiben.
Eine Beschäftigung während der Wochenfreizeit ist
an höchstens 15 Wochenenden im Kalenderjahr
erlaubt."

5. (Grundsatzbestimmung) Nach § 109 werden
folgende §§ 109 a und 109 b eingefügt:

„§ 109 a. (1) Bei der Beschäftigung Jugendlicher
ist auf ihre Gesundheit und körperliche Entwick-
lung besonders Rücksicht zu nehmen.

(2) Unbeschadet des § 81 Abs. 3 und 4 hat die
Ausführungsgesetzgebung festzulegen, welche Ar-
beiten wegen der damit verbundenen besonderen
Gefahren für Jugendliche verboten oder nur unter
besonderen Bedingungen zulässig sind.

(3) Jugendliche, die das 16. Lebensjahr noch nicht
vollendet haben oder in einem Lehr- oder sonstigen
mindestens einjährigen Ausbildungsverhältnis ste-
hen, dürfen nicht zu Akkordarbeiten, akkordähnli-
chen Arbeiten, leistungsbezogenen Prämienarbeiten
und sonstigen Arbeiten, bei denen durch ein
gesteigertes Arbeitstempo ein höheres Entgelt
erzielt werden kann, herangezogen werden. Lehr-
linge oder Jugendliche, die in einem sonstigen
mindestens einjährigen Ausbildungsverhältnis ste-
hen, dürfen nach Vollendung des 16. Lebensjahres
zu Ausbildungszwecken fallweise bei den in Satz 1
genannten Tätigkeiten mitarbeiten, jedoch darf sich
ihre Entlohnung nicht nach ihrer erbrachten
Leistung richten. Die Ausführungsgesetzgebung
kann vorsehen, daß dieses Verbot für ein
Lehrverhältnis, das gemäß § 10 des Land- und
forstwirtschaftlichen Berufsausbildungsgesetzes,
BGBl. Nr. 298/1990, (LFBAG), im Anschluß an
eine andere abgeschlossene Lehre eingegangen wird
(Anschlußlehre), keine Geltung hat.

(4) Der Dienstgeber ist verpflichtet, den Jugendli-
chen die für die Durchführung der Jugendlichenun-
tersuchungen gemäß § 132 a ASVG erforderliche
Freizeit unter Fortzahlung des Entgelts zu gewäh-
ren.

(5) Außerhalb des Betriebes dürfen Jugendliche
nicht zur Beförderung höherer Geld- oder Sach-
werte unter eigener Verantwortung herangezogen
werden.

§ 109 b. (1) Körperliche Züchtigung oder erhebli-
che wörtliche Beleidigung sind verboten.

(2) Geldstrafen dürfen über Jugendliche als
Disziplinarmaßnahmen nicht verhängt werden.

(3) Dienstgebern oder deren Bevollmächtigten,
die wegen Übertretung von Vorschriften betreffend
den Schutz der Jugendlichen bestraft werden, kann
auf Antrag der Land- und Forstwirtschaftsinspek-
tion die Beschäftigung von Jugendlichen auf
bestimmte Zeit oder auf Dauer untersagt werden."

6. (Grundsatzbestimmung) § 125 Abs. 7 lautet:

„(7) Der Lehrberechtigte ist verpflichtet, den
Lehrling nach Ablauf der Lehrzeit drei Monate im
erlernten Beruf weiter zu verwenden (Behalte-
pflicht). Die Behaltepflicht entfällt oder wird
verkürzt, wenn nach Beendigung des Lehrverhält-
nisses ein weiteres Lehrverhältnis eingegangen wird
(Anschlußlehre gemäß § 10 LFBAG)."

7. (Grundsatzbestimmung) Dem § 125 wird
folgender Abs. 8 angefügt:

„(8) Auf Antrag hat die land- und forstwirtschaft-
liche Lehrlings- und Fachausbildungsstelle (§ 14
LFBAG) dem Lehrberechtigten binnen 14 Tagen die
im Abs. 7 festgesetzte Verpflichtung zu erlassen
oder die Bewilligung zur Kündigung vor Ablauf der
Behaltepflicht zu erteilen, wenn diese Verpflichtung
aus wirtschaftlichen Gründen nicht erfüllt werden
kann. Wird dem Antrag stattgegeben, darf der
Lehrberechtigte vor Ablauf der im Abs. 7 genannten
Frist keinen neuen Lehrling aufnehmen."

8. (Grundsatzbestimmung) § 127 Abs. 1 lautet:

„§ 127. (1) Das Rechtsverhältnis zwischen
Lehrling und Lehrberechtigtem wird durch den
Lehrvertrag geregelt. Der Inhalt des Lehrvertrages
ist durch die Ausführungsgesetzgebung zu regeln."

9. (Grundsatzbestimmung) § 129 lautet samt
Überschrift:

„Pflichten des Lehrlings

§ 129. (1) Der Lehrling hat sich zu bemühen, die
für den Lehrberuf erforderlichen Fertigkeiten und
Kenntnisse zu erwerben. Er hat die ihm im Rahmen
der Ausbildung übertragenen Aufgaben ordnungs-
gemäß zu erfüllen, die Unfallverhütungsvorschrif-
ten genau zu beachten und die ihm anvertrauten
Tiere, Geräte und Maschinen sorgsam zu behan-
deln.

(2) Der Lehrling hat den Unterricht in der
Berufsschule und die vorgeschriebenen Fachkurse
regelmäßig und pünktlich zu besuchen. Er hat dem
Lehrberechtigten das Zeugnis der Berufsschule (des
Fachkurses) unmittelbar nach Erhalt und auf
Verlangen die Hefte und sonstigen Unterlagen,
insbesondere auch die Schularbeiten, vorzulegen."

10. (Grundsatzbestimmung) § 130 lautet samt
Überschrift:

„Pflichten des Lehrberechtigten

§ 130. (1) Der Lehrberechtigte hat für die
Ausbildung des Lehrlings zu sorgen und ihn unter
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Bedachtnahme auf die Ausbildungsvorschriften des
Lehrberufes selbst zu unterweisen oder durch
geeignete Personen unterweisen zu lassen.

(2) Der Lehrling darf nur zu Tätigkeiten
herangezogen werden, die mit dem Wesen der
Ausbildung vereinbar sind.

(3) Der Lehrberechtigte hat den Lehrling zur
ordnungsgemäßen Erfüllung seiner Aufgaben und
zu verantwortungsbewußtem Verhalten anzuleiten
und ihn auf die Unfallverhütungsvorschriften
aufmerksam zu machen.

(4) Dem Lehrling ist die zum Besuch der
Berufsschule oder der vorgeschriebenen Fachkurse
notwendige freie Zeit ohne Schmälerung des
Entgelts zu gewähren. Der Lehrberechtigte hat den
Lehrling zum regelmäßigen Besuch des Unterrichts
anzuhalten.

(5) Die Unterrichtszeit in der Berufsschule (den
Fachkursen), zu deren Besuch der Lehrling
gesetzlich verpflichtet ist, ist auf die Dauer der
wöchentlichen Arbeitszeit anzurechnen.

(6) Inwieweit die Pausen in der Berufsschule, der
Besuch von Freigegenständen und entfallende
Unterrichtsstunden sowie berufsbezogene Fach-
kurse, zu deren Besuch keine gesetzliche Verpflich-
tung besteht, in die Unterrichtszeit (Abs. 5)
einzurechnen sind, bestimmt die Ausführungsge-
setzgebung.

(7) Der Lehrberechtigte hat dem Lehrling
während der Dauer der Lehrzeit und der
Behaltepflicht (§ 125 Abs. 7) die zur erstmaligen
Ablegung der Facharbeiterprüfung und der in den
Ausbildungsvorschriften vorgesehenen Zwischen-
prüfungen erforderliche Zeit unter Fortzahlung des
Entgelts freizugeben.

(8) Schülervertretern und Mitgliedern von
Schülerbeiräten ist für die Erfüllung ihrer gesetzli-
chen Obliegenheiten die erforderliche Freizeit unter
Fortzahlung des Entgelts zu gewähren, soweit die
Wahrnehmung dieser Verpflichtungen in die
Arbeitszeit fällt."

11. (Grundsatzbestimmung) § 132 Z 5 lautet:

„5. durch einvernehmliche Auflösung (§ 133 a);"

Die bisherigen Z 5 bis 7 erhalten die Bezeichnung 6
bis 8.

12. (Grundsatzbestimmung) § 133 lautet samt
Überschrift:

„Auflösung des Lehrverhältnisses

§ 133. (1) Das Lehrverhältnis kann vor Ablauf der
Lehrzeit rechtswirksam nur aus wichtigen Gründen
gelöst werden; solche sind insbesondere auf Seite

1. des Lehrberechtigten,
a) wenn der Lehrling sich eines Diebstahles,

einer Veruntreuung oder einer sonstigen

strafbaren Handlung schuldig gemacht
hat, welche ihn des Vertrauens des
Lehrberechtigten unwürdig erscheinen
läßt;

b) wenn der Lehrling die Arbeit wiederholt
unbefugt verlassen hat oder beharrlich
seine Pflichten vernachlässigt;

c) wenn der Lehrling unfähig wird, den
Lehrberuf zu erlernen, sofern innerhalb
der vereinbarten Lehrzeit eine Wiederer-
langung dieser Fähigkeit nicht zu erwarten
ist;

d) wenn der Lehrling durch mehr als drei
Monate in Haft, ausgenommen Untersu-
chungshaft, gehalten wird;

2. des Lehrlings oder seines gesetzlichen Vertre-
ters,
a) wenn der Lehrberechtigte die Ausbil-

dungspflicht nicht erfüllt;
b) wenn der Lehrling nicht ohne Schaden für

seine Gesundheit im Lehrverhältnis bleiben
kann;

c) wenn der Lehrberechtigte den Lehrling zu
unsittlichen oder gesetzwidrigen Handlun-
gen zu verleiten sucht, ihn mißhandelt,
körperlich züchtigt oder erheblich wörtlich
beleidigt oder es unterläßt, den Lehrling
vor Mißhandlungen, körperlicher Züchti-
gung, erheblicher wörtlicher Beleidigung
oder unsittlichen Handlungen durch Fami-
lienangehörige des Lehrberechtigten oder
Dienstnehmer des Betriebes zu schützen;

d) wenn der Lehrberechtigte wiederholt ge-
gen die §§ 109, 109 a, 109 b verstößt.

(2) Die vorzeitige Auflösung des Lehrverhältnis-
ses nach Abs. 1 kann rechtswirksam nur schriftlich
erfolgen. Wird das Lehrverhältnis vom Lehrling aus
den in Abs. 1 Z 2 genannten Gründen vorzeitig
aufgelöst, muß überdies die Zustimmung seines
gesetzlichen Vertreters vorliegen. Satz 1 und 2
gelten nicht für die Heimlehre (§ 125 Abs. 4)."

13. (Grundsatzbestimmung) Nach § 133 wird
folgender § 133 a eingefügt:

„§ 133 a. (1) Das Lehrverhältnis kann vor Ablauf
der Lehrzeit einvernehmlich aufgelöst werden.

(2) Die einvernehmliche Auflösung des Lehrver-
hältnisses nach Abs. 1 kann rechtswirksam nur
schriftlich erfolgen und bedarf überdies der
Zustimmung des gesetzlichen Vertreters des Lehr-
lings.

(3) Bei einvernehmlicher Auflösung des Lehrver-
hältnisses muß eine Amtsbestätigung eines Gerichts
(§ 92 ASGG) oder der gesetzlichen Interessenver-
tretung der Dienstnehmer vorliegen, aus der
hervorgeht, daß der Lehrling über die Bestimmun-
gen betreffend die Endigung und die einvernehmli-
che Auflösung des Lehrverhältnisses belehrt wurde.

(4) Abs. 2 und 3 gelten nicht für die Heimlehre
(§ 125 Abs. 4)."
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14. (Grundsatzbestimmung) In § 175 wird der
Begriff „Betriebsratsobmann" durch den Begriff
„Betriebsratsvorsitzender" ersetzt.

15. (Grundsatzbestimmung) Nach Abschnitt 11
wird folgender Abschnitt 11 a samt Überschrift
eingefügt:

„11 a. Aufzeichnungspflichten

§ 236 a. (1) Über die in § 73 bestimmten
Aufzeichnungspflichten hinaus hat der Dienstgeber
Aufzeichnungen zu führen über

1. die geleisteten Arbeitsstunden und deren
Entlohnung;

2. die Beschäftigung an Sonn- und Feiertagen
und den gewährten Freizeitausgleich gemäß
§§ 59 Abs. 1 und 64 Abs. 3 Z 1.

(2) Für Jugendliche sind folgende Aufzeichnun-
gen zu führen:

1. Name, Geburtsdaten und Anschrift des
Jugendlichen;

2. Name und Anschrift des gesetzlichen Vertre-
ters;

3. Tag des Eintritts in den Betrieb;
4. Art der Beschäftigung;
5. die geleisteten Arbeitsstunden (Tätigkeiten

gemäß § 109 a Abs. 3 sind gesondert auszu-
weisen) und deren Entlohnung einschließlich
der Unterrichtszeit in der Berufsschule und
der vorgeschriebenen Fachkurse;

6. Angaben über die Beschäftigung während der
Wochenfreizeit (§ 109 Abs. 5) und die hiefür
gewährten Freizeiten.

(3) § 73 Abs. 2 ist anzuwenden.

(4) Für Betriebe, die dauernd weniger als fünf
Dienstnehmer beschäftigen, kann durch Kollektiv-
vertrag eine von Abs. 1 und 2 abweichende
Regelung getroffen werden."

16. (Grundsatzbestimmung) § 237 Abs. 1 und 2
lauten:

„§ 237. (1) Die Ausführungsgesetzgebung hat zu
bestimmen, daß Verwaltungsübertretungen der in
Ausführung der §§ 46, 56 bis 64, 73, 77 bis 110, 112
bis 115, 130 Abs. 2, 160 Abs. 3, 194 Z 3, 204 Abs. 3
und 4, 208, 209 Abs. 1, 213 Abs. 2, 218 Abs. 4, 220,
235 und 236 a ergangenen landesgesetzlichen
Bestimmungen von der Bezirksverwaltungsbehörde
zu bestrafen sind.

(2) Sofern die Tat nicht nach anderen Vorschrif-
ten einer strengeren Strafe unterliegt, hat die
Ausführungsgesetzgebung bei Verwaltungsübertre-
tungen der §§ 56 bis 64, 73, 77 bis 110, 112 bis 115,
130 Abs. 2, 235 und 236 a Geldstrafen bis 15 000 S
vorzusehen."

17. (Unmittelbar anwendbares Bundesrecht)
Nach § 238 wird folgender § 239 angefügt:

„§ 239. (Unmittelbar anwendbares Bundesrecht)
Die Ausführungsgesetze der Länder zu den §§ 3
Abs. 3, 7, 21 Abs. 7, 109 bis 109 b, 125 Abs. 7 und 8,
127 Abs. 1, 129, 130, 132 Z 5, 133, 133 a, 175, 236 a
und 237 Abs. 1 und 2, in der Fassung des
Bundesgesetzes BGBl. Nr. 472/1992 sind binnen
sechs Monaten nach dem der Kundmachung
folgenden Tag zu erlassen."

Artikel II

Änderung des Land- und forstwirtschaftlichen
Berufsausbildungsgesetzes

Die im Land- und forstwirtschaftlichen Berufs-
ausbildungsgesetz, BGBl. Nr. 298/1990, für die
Regelung der Berufsausbildung der Arbeiter in der
Land- und Forstwirtschaft aufgestellten Grundsätze
werden wie folgt geändert:

1. (Grundsatzbestimmung) In § 14 wird als Z 7
angefügt:

„7. zur Erlassung der Behaltepflicht oder Bewilli-
gung zur Kündigung vor Ablauf der Behalte-
pflicht gemäß § 125 Abs. 8 des Landarbeitsge-
setzes 1984."

2. (Unmittelbar anwendbares Bundesrecht) Nach
§ 21 wird folgender § 22 angefügt:

„§ 22. (Unmittelbar anwendbares Bundesrecht)
Die Ausführungsgesetze der Länder zu § 14 Z 7, in
der Fassung des Bundesgesetzes BGBl.
Nr. 472/1992, sind binnen sechs Monaten nach dem
der Kundmachung dieses Bundesgesetzes folgenden
Tag zu erlassen."

Klestil

Vranitzky

4 7 3 . Bundesgesetz, mit dem das Nachtschicht-
Schwerarbeitsgesetz, das Bundesgesetz betref-
fend die Vereinheitlichung des Urlaubsrechts
und die Einführung einer Pflegefreistellung,
das Arbeitszeitgesetz und das Arbeitsverfas-
sungsgesetz geändert und Maßnahmen zum
Ausgleich gesundheitlicher Belastungen für das

Krankenpflegepersonal getroffen werden

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I

Änderung des Nachtschicht-Schwerarbeitsgesetzes

Das Nachtschicht-Schwerarbeitsgesetz, BGBl.
Nr. 354/1981, zuletzt geändert durch das Bundes-
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gesetz BGBl. Nr. 414/1990, wird geändert wie
folgt:

1. Der Titel des Bundesgesetzes lautet:

„Bundesgesetz über Schutzmaßnahmen für Nacht-
schwerarbeiter durch Änderung des Urlaubsgeset-
zes, des Arbeitszeitgesetzes und des Arbeitsverfas-
sungsgesetzes sowie durch Maßnahmen zur Siche-
rung der gesetzlichen Abfertigung, der Gesundheits-
vorsorge und Einführung eines Sonderruhegeldes

(Nachtschwerarbeitsgesetz — NSchG)"

2. Art. I NSchG lautet:

„Für Arbeitnehmer, die Nachtschwerarbeit lei-
sten, sind nach Maßgabe der folgenden Artikel
besondere Schutzmaßnahmen zur Verhinderung,
Beseitigung oder Milderung der mit diesen Arbeiten
verbundenen Erschwernisse oder zum Ausgleich
von Belastungen vorgesehen:

Zusatzurlaub (Art. II, Art. XII a),
Ruhepausen (Art. III),
Abfertigung (Art. IV),
Novellierung des Arbeitsverfassungsgesetzes
(Art. VI),
Maßnahmen der Gesundheitsvorsorge und Son-
derruhegeld (Art. VII bis XII)"

3. Art. VII NSchG lautet samt Überschrift:

„ARTIKEL VII

Nachtarbeit und Nachtschwerarbeit

(1) Nachtarbeit im Sinne dieses Bundesgesetzes
leistet ein Arbeitnehmer, der in der Zeit zwischen
22 Uhr und 6 Uhr mindestens sechs Stunden
arbeitet, sofern nicht in die Arbeitszeit regelmäßig
und in erheblichem Umfang Arbeitsbereitschaft
fällt.

(2) Nachtschwerarbeit leistet ein Arbeitnehmer
im Sinne des Abs. 1, der unter einer der folgenden
Bedingungen arbeitet:

1. a) in Bergbaubetrieben ausschließlich oder
überwiegend unter Tage,

b) in Bergbaubetrieben über Tage bei
Mehrfachbelastung durch Erschütterung
und Lärm, wobei der in der Verordnung
gemäß Abs. 3 Z 2 festgelegte Grenzwert
um 10 vH tiefer anzusetzen ist und der
Schallpegelwert im Sinne der Z 4 minde-
stens 83 dB (A) erreichen muß,

c) im Stollen- und Tunnelbau oder
d) im Bohrlochbergbau im Freien ab einer

Tiefe von mehr als 100 Metern bei
Mehrfachbelastung durch Erschütterung
und Lärm oder Hitze oder der Gefahr der
Einwirkung gesundheitsschädlicher
Stoffe, wobei der in Z 2 festgelegte
belastungsadäquate Grenzwert sowie der
in der Verordnung gemäß Abs. 3 Z 2
festgelegte Grenzwert um 10 vH tiefer

anzusetzen sind und der Schallpegelwert
im Sinne der Z 4 mindestens 83 dB (A)
erreichen muß.

2. bei den Organismus besonders belastender
Hitze. Eine solche liegt bei einem durch
Arbeitsvorgänge bei durchschnittlicher Au-
ßentemperatur verursachten Klimazustand
vor, der einer Belastung durch Arbeit
während des überwiegenden Teils der
Arbeitszeit bei 30 Grad Celsius und 50%
relativer Luftfeuchtigkeit bei einer Luftge-
schwindigkeit von 0,1 m pro Sekunde wir-
kungsgleich oder ungünstiger ist;

3. bei überwiegendem Aufenthalt in begehbaren
Kühlräumen, wenn die Raumtemperatur
niedriger als —21 Grad Celsius ist, oder
wenn der Arbeitsablauf einen ständigen
Wechsel zwischen solchen Kühlräumen und
sonstigen Arbeitsräumen erfordert;

4. bei andauernd starkem Lärm, sofern ein
Schallpegelwert von 85 dB (A), oder bei nicht
andauerndem Lärm, sofern ein wirkungs-
äquivalenter Pegelwert überschritten wird;

5. bei Verwendung von Arbeitsgeräten, Maschi-
nen und Fahrzeugen, die durch gesundheits-
gefährdende Erschütterung auf den Körper
einwirken;

6. wenn regelmäßig und mindestens während
vier Stunden der Arbeitszeit Atemschutzge-
räte (Atemschutz-, Filter- oder Behälterge-
räte) oder während zwei Stunden Tauchge-
räte getragen werden müssen;

7. bei Arbeit an Bildschirmarbeitsplätzen (das
sind Arbeitsplätze, bei denen das Bildschirm-
gerät und die Dateneingabetastatur sowie
gegebenenfalls ein Informationsträger eine
funktionale Einheit bilden), sofern die Arbeit
mit dem Bildschirmgerät und die Arbeitszeit
an diesem Gerät für die gesamte Tätigkeit
bestimmend sind. Sonstige Steuerungseinhei-
ten sind Dateneingabetastaturen gleichge-
stellt, wenn die Voraussetzungen des ersten
Satzes erfüllt sind und die Bedienung dieser
Steuerungseinheiten durch die Vielfältigkeit
und Menge der je Zeiteinheit zu verarbeiten-
den Informationen und die Häufigkeit und
Dichte aufeinanderfolgender Teilaufgaben
oder sonstige Arbeitsbedingungen (zB Stör-
einflüsse, Beleuchtung) für die dort beschäf-
tigten Arbeitnehmer eine entsprechende
Erschwernis darstellen;

8. bei ständigem gesundheitsschädlichen Ein-
wirken von inhalativen Schadstoffen, die zu
einer Berufskrankheit im Sinne der Anlage 1
zum Allgemeinen Sozialversicherungsgesetz
führen können;

9. feuerungstechnische Spezial-Bauarbeiten in
heißen Öfen;

10. wenn schwere körperliche Arbeit bei gleich-
zeitiger besonders belastender Hitzeexposi-
tion geleistet wird, wobei der in Z 2
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festgelegte belastungsadäquate Grenzwert
um 10 vH tiefer anzusetzen ist. Schwere
körperliche Arbeit ist gegeben, wenn bei einer
achtstündigen Arbeitszeit mindestens
2000 Arbeitskilokalorien verbraucht werden;

11. bei der optischen Endkontrolle der angereg-
ten Bildröhre, sofern diese Tätigkeit für die
Gesamttätigkeit bestimmend ist.

(3) Der Bundesminister für Arbeit und Soziales
hat nach Anhörung der gesetzlichen Interessenver-
tretungen der Arbeitgeber und Arbeitnehmer durch
Verordnung festzulegen:

1. Kriterien, bei deren Erfüllung die Vergleich-
barkeit im Sinne des Abs. 2 2 2 gegeben ist
sowie Zeitpunkt, Art und Weise der Tempera-
turmessung;

2. Kriterien, bei deren Erfüllung eine Gesund-
heitsbelastung gemäß Abs. 2 Z 5 gegeben ist;

3. die Konzentrationswerte von Schadstoffen in
der Luft am Arbeitsplatz, bei deren Erreichen
ein gesundheitsschädliches Einwirken gemäß
Abs. 2 Z 8 gegeben ist.

(4) Für Arbeiten in Betrieben, die der bergbehörd-
lichen Aufsicht unterliegen, hat der Bundesminister
für wirtschaftliche Angelegenheiten im Einverneh-
men mit dem Bundesminister für Arbeit und
Soziales Verordnungen im Sinne des Abs. 3 zu
erlassen.

(5) Die zuständigen Krankenversicherungsträger
haben auf Antrag des Arbeitgebers, des Arbeitneh-
mers oder des zuständigen Organs der Arbeitneh-
merschaft durch Bescheid im Einzelfall die erschwe-
renden Arbeitsbedingungen im Sinne des Abs. 2,
einer Verordnung nach Abs. 3 oder 4 oder eines
Kollektivvertrages gemäß Abs. 6 festzustellen. An
einem solchen Verfahren hat der Krankenversiche-
rungsträger das zuständige Arbeitsinspektorat (die
Berghauptmannschaft) zu beteiligen.

(6) Durch Kollektivvertrag können sonstige
Arbeiten im Sinne des Abs. 1 der Nachtschwerarbeit
gleichgestellt werden, wenn sie eine außergewöhnli-
che Beanspruchung mit sich bringen oder wenn
Arbeitnehmer der Einwirkung durch Schadstoffe
oder Strahlen ausgesetzt sind."

4. Art. VIII Abs. 1 NSchG lautet:

„(1) Die Dienstgeber haben jeden von ihnen
beschäftigten Dienstnehmer, der Nachtschwerarbeit
im Sinne des Art. VII Abs. 2, einer Verordnung
nach Art. VII Abs. 3 und 4 oder eines Kollektivver-
trages gemäß Art. VII Abs. 6 sowie des Art. XI
Abs. 6 leistet, gesondert zu melden."

5. Art. VIII Abs. 2 lit. b NSchG lautet:
,,b) die im § 33 Abs. 1 des Allgemeinen Sozialver-

sicherungsgesetzes festgesetzte Frist von drei
Tagen erst nach dem Ende des Kalendermo-
nates, in dem die Nachtschwerarbeit geleistet
worden ist, zu laufen beginnt."

6. Art. IX erster Satz NSchG lautet:

„Die Pensionsversicherungsträger gewähren den
Versicherten, die Nachtschwerarbeit im Sinne des
Art. VII Abs. 2, einer Verordnung nach Art. VII
Abs. 3 und 4 oder eines Kollektivvertrages gemäß
Art. VII Abs. 6 sowie des Art. XI Abs. 6 leisten,
nach pflichtgemäßem Ermessen Maßnahmen der
Gesundheitsvorsorge gemäß § 307 d des Allgemei-
nen Sozialversicherungsgesetzes mit dem Ziele, den
Eintritt dauernder Schädigungen durch die Nacht-
schwerarbeit hintanzuhalten."

7. Art. X Abs. 1 Einleitung und Z 1 NSchG
lauten:

„(1) Anspruch auf Sonderruhegeld hat der
Versicherte nach Vollendung des 57. Lebensjahres,
die Versicherte nach Vollendung des 52. Lebensjah-
res, wenn

1. der Zeitraum von 360 Kalendermonaten vor
dem Stichtag mindestens zur Hälfte mit
Beitragsmonaten im Sinne der §§ 225 und 226
des Allgemeinen Sozialversicherungsgesetzes
gedeckt ist, für die Beiträge gemäß Art. XI
Abs. 3 entrichtet worden sind oder vor dem
Stichtag mindestens 240 Beitragsmonate im
Sinne der §§ 225 und 226 des Allgemeinen
Sozialversicherungsgesetzes vorliegen, für die
Beiträge gemäß Art. XI Abs. 3 entrichtet
worden sind, und"

8. Art. X Abs. 2 NSchG wird aufgehoben.

9. Art. XI Abs. 3 erster Satz lautet:

„Zur Deckung des Aufwandes des Bundes nach
Abs. 2 haben die Dienstgeber für jeden von ihnen im
Sinne des Art. VII Abs. 2, einer Verordnung nach
Art. VII Abs. 3 und 4 oder eines Kollektivvertrages
gemäß Art. VII Abs. 6 sowie des Art. XI Abs. 6
beschäftigten Dienstnehmer für jeden Nacht-
schwerarbeitsmonat (Abs. 6) einen gesonderten
Beitrag (Nachtschwerarbeits-Beitrag) im Ausmaß
von 2 vH der allgemeinen Beitragsgrundlage in der
nach dem Allgemeinen Sozialversicherungsgesetz
geregelten Pensionsversicherung zu leisten."

10. Im Art. XI Abs. 4 und Abs. 5 erster Satz
NSchG wird jeweils der Ausdruck „Nachtschicht-
Schwerarbeiter-Beitrag" durch den Ausdruck
„Nachtschwerarbeits-Beitrag" ersetzt.

11. Art. XI Abs. 5 findet in den Kalenderjahren
1987 bis 1994 keine Anwendung.

12. Dem Art. XI NSchG wird folgender Abs. 6
angefügt:

„(6) Ein Nachtschwerarbeitsmonat liegt vor,
wenn ein in der Pensionsversicherung nach dem
Allgemeinen Sozialversicherungsgesetz pflichtversi-
cherter Dienstnehmer innerhalb eines Kalendermo-
nates an mindestens sechs Arbeitstagen Nacht-
schwerarbeit im Sinne des Art. VII Abs. 2 oder einer
Verordnung nach Art. VII Abs. 3 und 4 oder eines
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Kollektivvertrages gemäß Art. VII Abs. 6 erbringt;
erbringt der Dienstnehmer innerhalb eines Kalen-
dermonates an weniger als sechs Arbeitstagen
Nachtschwerarbeit, gilt dieser Kalendermonat als
Nachtschwerarbeitsmonat, wenn der Dienstnehmer
in diesem Kalendermonat und in dem unmittelbar
vorangegangenen Kalendermonat wenigstens an
zwölf Arbeitstagen bzw. in diesem Kalendermonat
und in den zwei unmittelbar vorangegangenen
Kalendermonaten wenigstens an 18 Arbeitstagen
Nachtschwerarbeit erbracht hat. Arbeitsunterbre-
chungen bleiben hiebei außer Betracht, solange die
Pflichtversicherung in der Pensionsversicherung
weiterbesteht. Ein Nachtschwerarbeitsmonat liegt
auch dann vor, wenn die im Kalendermonat
erforderlichen und sich aus der für den Dienstneh-
mer maßgeblichen Arbeitszeiteinteilung ergebenden
sechs Nachtschwerarbeitstage nur deswegen nicht
erreicht werden, weil diese Arbeit nicht am Ersten
des Kalendermonates begonnen bzw. am Letzten
des Kalendermonates geendet hat."

13. Art. XII NSchG lautet samt Überschrift:

„ARTIKEL XII

Verfahren

(1) Feststellungsverfahren im Sinne des Art. VII
Abs. 5 und Streitigkeiten über das Vorliegen der
Voraussetzungen nach Art. VII Abs. 2, einer Ver-
ordnung nach Art. VII Abs. 3 und 4 oder eines
Kollektivvertrages gemäß Art. VII Abs. 6, über den
Beginn und das Ende der Nachtschwerarbeit sowie
über den Nachtschwerarbeits-Beitrag gelten als
Verwaltungssachen im Sinne des § 409 des Allge-
meinen Sozialversicherungsgesetzes.

(2) Die Bestimmungen des Siebenten Teiles des
Allgemeinen Sozialversicherungsgesetzes über das
Verfahren sind auf die Verwaltungssachen im Sinne
des Abs. 1 mit der Maßgabe anzuwenden, daß
gegen den Bescheid des Versicherungsträgers die
Berufung an den Bundesminister für Arbeit und
Soziales zusteht. Die Berufung hat keine aufschie-
bende Wirkung; der. Bundesminister für Arbeit und
Soziales kann der Berufung auf Antrag aufschie-
bende Wirkung zuerkennen, wenn durch die
vorzeitige Vollstreckung ein nicht wieder gutzuma-
chender Schaden einträte und nicht öffentliche
Interessen die sofortige Vollstreckung gebieten. Der
Antrag auf Zuerkennung der aufschiebenden
Wirkung ist innerhalb der für die Einbringung der
Berufung vorgesehenen Frist beim Versicherungs-
träger zu stellen.

(3) Im Verfahren über Leistungssachen darf über
das Vorliegen der Voraussetzungen nach Art. VII
Abs. 2, einer Verordnung nach Art. VII Abs. 3 und 4
oder eines Kollektivvertrages gemäß Art. VII Abs. 6
als Vorfrage nicht entschieden werden. Der
Versicherurngsträger oder der nach dem Arbeits-
und Sozialgerichtsgesetz zuständige Gerichtshof

hat vielmehr die Einleitung des Verfahrens beim
zuständigen Krankenversicherungsträger zu bean-
tragen und das eigene Verfahren bis zur Rechtskraft
der Entscheidung im Verwaltungsverfahren auszu-
setzen (zu unterbrechen)."

13 a. Nach Art. XII NschG wird folgender
Art. XII a eingefügt:

„ARTIKEL XII a

Zusatzurlaub für Arbeitnehmer, die dem
Bauarbeiter-Urlaubs- und Abfertigungsgesetz

unterliegen

Wird für Arbeitnehmer, die dem Bauarbeiter-Ur-
laubs- und Abfertigungsgesetz (BUAG), BGBl.
Nr. 414/1972, in der jeweils geltenden Fassung
unterliegen, ein Kollektivvertrag über einen Zusatz-
urlaub im Sinne des Art. I geschlossen und ist darin
die Abwicklung dieses Anspruches über die
Bauarbeiter-Urlaubs- und Abfertigungskasse vorge-
sehen, so kann im Kollektivvertrag der Arbeitgeber
zur Leistung von Zuschlägen an die Bauarbeiter-Ur-
laubs- und Abfertigungskasse verpflichtet werden,
die der Deckung dieses Aufwandes dienen. Für die
Entrichtung solcher Zuschläge gelten die §§ 25 ff
BUAG."

14. Art. XIII Abs. 3 NSchG lautet:

„(3) Bestehende Kurzpausen im Sinne des § 11
Abs. 3 des Arbeitszeitgesetzes sind auf die Kurzpau-
sen im Sinne des § 11 Abs. 4 des Arbeitszeitgesetzes
anzurechnen. Ansprüche auf Kurzpausen in Kollek-
tivverträgen, Arbeits(Dienst)ordnungen oder Be-
triebsvereinbarungen werden auf die nach diesem
Bundesgesetz zustehenden Kurzpausen angerech-
net, wenn sie als Abgeltung für Nachtschwerarbeit
im Sinne des Art. VII Abs. 2, einer Verordnung
nach Art. VII Abs. 3 und 4 oder eines Kollektivver-
trages gemäß Art. VII Abs. 6 gewährt werden."

15. In Art. XIII Abs. 4 NSchG wird das Zitat
„§ 11 Abs. 10" durch das Zitat „§ 11 Abs. 8" und
das Zitat „§ 11 Abs. 3" durch das Zitat „§ 11 Abs. 4"
ersetzt.

16. Im Art. XIII Abs. 6 NSchG wird der
Ausdruck „Nachtschicht-Schwerarbeiter-Beitrag"
durch den Ausdruck „Nachtschwerarbeits-Beitrag"
ersetzt.

17. Dem Art. XIII NSchG werden folgende
Abs. 8 bis 10 angefügt:

„(8) Sind zur Begründung des Anspruches auf
Sonderruhegeld für Arbeitnehmer, die durch die
Erweiterungen des Art. VII auf Grund des Bundes-
gesetzes BGBl. Nr. 473/1992 neu einbezogen
werden, auch vor dem 1. Jänner 1993 liegende
Beitragsmonate im Sinne der §§ 225 und 226 des
Allgemeinen Sozialversicherungsgesetzes heranzu-
ziehen, so gelten nur jene Beitragsmonate als
Beitragsmonate im Sinne des Art. XI Abs. 3, für die
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bei früherem Inkrafttreten des Bundesgesetzes
BGBl. Nr. 473/1992 der Nachtschwerarbeiter-Bei-
trag zu entrichten gewesen wäre. Abs. 6 Satz 2 ist
anzuwenden..

(9) Die erstmalige Meldung von Personen, die am
1. Jänner 1993 als Versicherte gemeldet sind und
Tätigkeiten im Sinne des Art. VII Abs. 2, einer
Verordnung nach Art. VII Abs. 3 und 4 oder eines
Kollektivvertrages gemäß Art. VII Abs. 6 sowie des
Art. XI Abs. 6 ausüben, die durch Art. I des
Bundesgesetzes BGBl. Nr. 473/1992 neu einbezo-
gen wurden, ist bis 30. April 1993 zu erstatten.

(10) Verordnungen auf Grund der Änderungen
durch das Bundesgesetz BGBl. Nr. 473/1992
können vor Inkrafttreten dieses Bundesgesetzes
erlassen werden. Sie treten jedoch erst mit
Inkrafttreten dieses Bundesgesetzes in Kraft."

18. In Art. XIV NSchG wird folgender Abs. 1 a
eingefügt:

„(1 a) Die Art. VII bis XIII in der Fassung des
Bundesgesetzes BGBl. Nr. 473/1992 treten mit
1. Jänner 1993 in Kraft."

Artikel II

Änderung des Urlaubsgesetzes

Das Bundesgesetz betreffend die Vereinheitli-
chung des Urlaubsrechts und die Einführung einer
Pflegefreistellung, BGBl. Nr. 390/1976, zuletzt
geändert durch das Bundesgesetz BGBl. Nr. 408/
1990, wird geändert wie folgt:

1. § 10 a Abs. 1 lautet:

„(1) Arbeitnehmer haben für jedes Arbeitsjahr, in
dem sie mindestens 50mal in der Zeit zwischen
22.00 Uhr und 6.00 Uhr mindestens sechs Stunden
Schwerarbeit im Sinne des Art. VII Abs. 2, einer
Verordnung gemäß Art. VII Abs. 3 und 4 oder eines
Kollektivvertrages gemäß Art. VII Abs. 6 des
Nachtschwerarbeitsgesetzes (NSchG), BGBl
Nr. 354/1981, geleistet haben, Anspruch auf
Zusatzurlaub im Ausmaß von zwei Werktagen. Der
Anspruch auf Zusatzurlaub erhöht sich auf vier
Werktage, wenn sie fünf Jahre, und auf sechs
Werktage, wenn sie 15 Jahre solche Arbeiten
geleistet haben."

2. § 10 a Abs. 4 lautet:

„(4) Für die Entstehung des Anspruches auf
Zusatzurlaub werden nicht abgefundene Nacht-
schwerarbeiten im Sinne des Abs. 1, die in dem der
Unterbrechung unmittelbar vorangegangenen Ar-
beitsverhältnis bei demselben Arbeitgeber geleistet
wurden, angerechnet, sofern es sich um eine
Unterbrechung gemäß § 3 Abs. 1 handelt und die
Voraussetzung des § 2 Abs. 2 erfüllt ist."

3. § 10 a Abs. 8 lautet:

„(8) Dem Arbeitnehmer gebührt eine Abfindung
in der Höhe des halben Urlaubsentgelts, wenn er im
Arbeitsjahr mindestens 25mal Nachtschwerarbeit im
Sinne des Abs. 1 geleistet hat und das Arbeitsver-
hältnis durch Kündigung seitens des Arbeitgebers,
einvernehmliche Lösung oder durch den Tod des
Arbeitnehmers endet, sofern die Voraussetzung des
§ 2 Abs. 2 erfüllt ist."

4. Dem § 10 a wird folgender Abs. 9 angefügt:

„(9) Der Arbeitnehmer, der in insgesamt 20
Arbeitsjahren Anspruch auf Zusatzurlaub im Sinne
des Abs. 1 hatte, behält — wenn er wegen
Berufskrankheit oder Arbeitsunfall nicht mehr
Nachtschwerarbeit leisten kann — den Anspruch
auf Zusatzurlaub in dem vor der Erkrankung oder
dem Unfall zuletzt zustehenden Ausmaß."

5. In Art. X wird folgender Abs. 1 a eingefügt:

„(1 a) § 10 a des Art. I in der Fassung des
Bundesgesetzes BGBl. Nr. 473/1992 tritt mit
1. Jänner 1993 in Kraft. Ansprüche auf Zusatzur-
laub können ab Beginn des Urlaubsjahres erworben
werden, in das der 1. Jänner 1993 fällt."

Artikel III

Änderung des Arbeitszeitgesetzes

Das Arbeitszeitgesetz, BGBl. Nr. 461/1969, zu-
letzt geändert durch das Bundesgesetz BGBl.
Nr. 647/1987, wird geändert wie folgt:

1. § 11 Abs. 4 entfällt. Die Abs. 5 bis 8 erhalten die
Bezeichnung Abs. 4 bis 7.

2. Der nunmehrige § 11 Abs. 4 lautet:

„(4) Arbeitnehmern, die Nachtschwerarbeit im
Sinne des Axt. VII Abs. 2, einer Verordnung nach
Art. VII Abs. 3 und 4 oder eines Kollektivvertrages
gemäß Art. VII Abs. 6 des Nachtschwerarbeitsge-
setzes (NSchG), BGBl. Nr. 354/1981, leisten, ist
während jeder Nacht, in der diese Arbeit geleistet
wird, jedenfalls eine Kurzpause von mindestens
zehn Minuten zu gewähren. Mit dem Arbeitsablauf
üblicherweise verbundene Unterbrechungen in der
Mindestdauer von zehn Minuten, die zur Erholung
verwendet werden können, können auf die
Kurzpausen angerechnet werden."

3. Der nunmehrige § 11 Abs. 7 lautet:

„(7) Kurzpausen im Sinne der Abs. 3 und 4 sowie
Ruhepausen im Sinne des Abs. 6 gelten als
Arbeitszeit."

4. § 11 Abs. 9 entfällt. Die bisherigen Abs. 10 bis
12 erhalten die Bezeichnung „Abs. 8 bis 10".

5. Der nunmehrige § 11 Abs. 8 und 9 lautet:

„(8) Der Arbeitgeber hat das Arbeitsinspektorat
unter Anschluß eines Schichtplanes von der
Einführung der durchlaufenden mehrschichtigen
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Arbeitsweise sowie von der erstmaligen Heranzie-
hung von Arbeitnehmern zu Arbeiten im Sinne des
Art. VII NSchG binnen 14 Tagen zu verständigen.

(9) Das Arbeitsinspektorat hat Meldungen gemäß
Abs. 8 den gesetzlichen Interessenvertretungen der
Arbeitgeber und Arbeitnehmer auf Verlangen
zugänglich zu machen."

6. § 33 Abs. 1 lautet:

„§ 33. (1) Dieses Bundesgesetz tritt, soweit im
folgenden nicht anderes bestimmt wird, am
5. Jänner 1970 in Kraft."

7. In § 33 wird folgender Abs. 1 a eingefügt:

„(1 a) § 11 in der Fassung des Bundesgesetzes
BGBl. Nr. 473/1992 tritt mit 1. Jänner 1993 in
Kraft."

Artikel IV

Änderung des Arbeitsverfassungsgesetzes

Das Arbeitsverfassungsgesetz, BGBl. Nr. 22/
1974, zuletzt geändert durch das Bundesgesetz
BGBl. Nr. 475/1990, wird geändert wie folgt:

1. § 97 Abs. 1 Z 6 a lautet:

„6 a. Maßnahmen zur Verhinderung, Beseiti-
gung, Milderung oder zum Ausgleich von
Belastungen der Arbeitnehmer durch Ar-
beiten im Sinne des Art. VII des Nacht-
schwerarbeitsgesetzes (NSchG), BGBl.
Nr. 354/1981, einschließlich der Verhü-
tung von Unfällen und Berufskrankhei-
ten."

2. § 105 Abs. 3 Z 2 2. Absatz lautet:

„Umstände gemäß lit. a, die ihre Ursache in einer
langjährigen Beschäftigung als Nachtschwerarbeiter
(Art. VII NSchG) haben, dürfen zur Rechtfertigung
der Kündigung nicht herangezogen werden, wenn
der Arbeitnehmer ohne erheblichen Schaden für den
Betrieb weiterbeschäftigt werden kann."

3. In § 171 wird folgender Abs. 1 a eingefügt:

„(1 a) Die §§ 97 Abs. 1 Z 6 a und 105 Abs. 3 Z 2,
in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl.
Nr. 473/1992 treten mit 1. Jänner 1993 in Kraft."

Artikel V

Schutzmaßnahmen für das Krankenpersonal

§ 1 Art. V gilt für Arbeitnehmer, die
1. in Krankenanstalten (Heil- und Pflegeanstal-

ten) im Sinne des § 2 Abs. 1 Z 1 bis 6 des
Krankenanstaltengesetzes, BGBl. Nr. 1/1957
in der geltenden Fassung oder in Pflegestatio-
nen von Pflegeheimen beschäftigt sind,

2. Nachtschwerarbeit im Sinne des § 2 leisten.

§ 2. (1) Nachtschwerarbeit leistet ein Arbeitneh-
mer, der in der Zeit zwischen 22 und 6 Uhr
mindestens 6 Stunden in nachstehenden Einrichtun-
gen beschäftigt ist und während dieser Zeit
unmittelbar Betreuungs- und Behandlungsarbeit für
Patienten leistet, sofern nicht in diese Arbeitszeit
regelmäßig und in erheblichem Ausmaß Arbeitsbe-
reitschaft fällt:

1. Intensivstationen;
2. im OP-Bereich (OP-Saal, Aufwachstation

und Kreißsaal);
3. Unfallambulanzen;
4. Psychiatrische Ambulanzen bzw. in für die

Aufnahme von psychiatrischen Patienten
während der Nacht vorgesehenen Primaria-
ten;

5. Notfallambulanzen und chirurgische Ambu-
lanzen;

6. Entgiftungsstationen;
7. Dialysestationen;
8. Akutdialysestationen;
9. Aufnahmestationen;

10. Aids-Stationen;
11. Pflegestationen in Pflegeheimen;
12. Pflegestationen in psychiatrischen Kranken-

anstalten und psychiatrischen Krankenabtei-
lungen sowie in psychiatrischen Akutstatio-
nen;

13. Unfallstationen, orthopädische Stationen so-
wie Stationen in Rehabilitationszentren mit
vergleichbarer Arbeitsbelastung;

14. onkologische und chemotherapeutische Sta-
tionen;

15. schwerpunktinterne Abteilungen;
16. Neurochirurgien und Neurologien (chirurgi-

sche und neurologische Abteilungen);
17. Transplantationschirurgien.

(2) Der Kollektivvertrag kann Arbeitnehmer in
anderen Organisationseinheiten von Krankenan-
stalten, die Arbeiten verrichten, welche vergleich-
bare Erschwernisse wie die in Abs. 1 genannten
aufweisen oder die der Einwirkung von Schadstof-
fen oder Strahlen ausgesetzt sind oder deren
Tätigkeit sonst eine außergewöhnliche Beanspru-
chung mit sich bringt, in den Geltungsbereich dieses
Gesetzes einbeziehen.

(3) Arbeitnehmer, für die infolge Fehlens einer
kollektivvertragsfähigen Körperschaft auf Arbeitge-
berseite kein Kollektivvertrag abgeschlossen werden
kann, sind unter den in Abs. 2 genannten
Voraussetzungen durch Verordnung des Bundesmi-
nisters für Arbeit und Soziales im Einvernehmen mit
dem Bundesminister für Gesundheit, Sport und
Konsumentenschutz in den Geltungsbereich dieses
Gesetzes einzubeziehen.

(4) Arbeitnehmer, für die kein Kollektivvertrag
wirksam ist und die in einem Dienstverhältnis zum
Bund stehen, sind unter den in Abs. 2 genannten
Voraussetzungen durch Verordnung des Bundesmi-
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nisters für Arbeit und Soziales im Einvernehmen mit
dem Bundeskanzler in den Geltungsbereich dieses
Gesetzes einzubeziehen.

(5) Arbeitnehmer, für die kein Kollektivvertrag
wirksam ist und die in einem Dienstverhältnis zu
einem Land, einem Gemeindeverband oder einer
Gemeinde stehen, sind unter den in Abs. 2
genannten Voraussetzungen durch Verordnung des
Landeshauptmannes in den Geltungsbereich dieses
Gesetzes einzubeziehen.

§ 3. (1) Für jeden Nachtdienst im Sinne des § 2
gebührt ein Zeitguthaben im Ausmaß von

1. einer Stunde für Nachtdienste, die nach dem
31. Dezember 1992 geleistet werden;

2. zwei Stunden für Nachtdienste, die nach dem
31. Dezember 1994 geleistet werden.

Der Verbrauch dieses Zeitguthabens ist anläßlich
der nächsten Dienstzeiteinteilung zu vereinbaren.
Das Zeitguthaben ist jedoch spätestens sechs
Monate nach seinem Entstehen zu verbrauchen und
darf nicht in Geld abgelöst werden.

(2) Auf Arbeitnehmer im Sinne der §§ 1 und 2, die
in der Pensionsversicherung nach dem ASVG
versichert sind, ist Art. IX des Nachtschwerarbeits-
gesetzes, BGBl. Nr. 354/1981 in der jeweils
geltenden Fassung, anzuwenden.

§ 4. (1) Arbeitgeber, die den Ausgleich für das
gemäß § 3 Abs. 1 gebührende Zeitguthaben nicht
innerhalb von sechs Monaten gewähren oder das
Zeitguthaben in Geld ablösen, sind, sofern die Tat
nicht nach anderen Vorschriften einer strengeren
Strafe unterliegt, von der Bezirksverwaltungsbe-
hörde mit einer Geldstrafe von 500 S bis 30 000 S zu
bestrafen.

(2) Besteht bei einer Bezirksverwaltungsbehörde
der Verdacht einer Zuwiderhandlung durch ein
Organ einer Gebietskörperschaft, so hat sie, wenn es
sich um ein Organ des Bundes oder eines Landes
handelt, eine Anzeige an das oberste Organ, dem
das der Zuwiderhandlung verdächtigte Organ
untersteht, in allen anderen Fällen aber eine Anzeige
an die Aufsichtsbehörde zu erstatten.

§ 5. (1) Art. V tritt mit 1. Jänner 1993 in Kraft.

(2) Mit der Vollziehung dieses Artikels sind
betraut:

1. hinsichtlich des § 2 Abs. 3 der Bundesminister
für Arbeit und Soziales im Einvernehmen mit
dem Bundesminister für Gesundheit, Sport
und Konsumentenschutz,

2. hinsichtlich des § 2 Abs. 4 der Bundesminister
für Arbeit und Soziales im Einvernehmen mit
dem Bundeskanzler,

3. hinsichtlich der übrigen Bestimmungen der
Bundesminister für Arbeit und Soziales.

Klestil

Vranitzky

474. Bundesgesetz, mit dem das Allgemeine
Sozialversicherungsgesetz, das Gewerbliche
Sozialversicherungsgesetz, das Bauern-Sozial-
versicherungsgesetz, das Beamten-Kranken-
und Unfallversicherungsgesetz, das Kriegsop-
ferversorgungsgesetz 1957, das Heeresversor-
gungsgesetz und das Verbrechensopfergesetz

geändert werden
(Sozialrechts-Änderungsgesetz 1992 — SRÄG

1992)

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I

Änderung des Allgemeinen
Sozialversicherungsgesetzes

Das Allgemeine Sozialversicherungsgesetz,
BGBl. Nr. 189/1955, zuletzt geändert durch das
Bundesgesetz BGBl. Nr. 702/1991, wird wie folgt
geändert:

1. Im § 8 Abs. 1 Z 3 lit. i wird der Ausdruck „des
§ 1 Abs. 1 lit. a bis f des Studienförderungsgesetzes
1983, BGBl. Nr. 436," durch den Ausdruck „der
§§ 3 Abs. 1 Z 1 bis 7, 4 und 5 des Studienförderungs-
gesetzes 1992, BGBl. Nr. 305," ersetzt.

2. Im § 16 Abs. 2 Z 1 wird der Ausdruck „des § 1
Abs. 1 lit. a bis f des Studienförderungsgesetzes
1983" durch den Ausdruck „der §§ 3 Abs. 1 Z 1 bis
7, 4 und 5 des Studienförderungsgesetzes 1992"
ersetzt.

3. Im § 76 Abs. 1 Z 2 lit. a wird der Ausdruck „§ 4
Abs. 4 des Studienförderungsgesetzes 1983" durch
den Ausdruck „§ 8 Abs. 4 des Studienförderungsge-
setzes 1992" ersetzt.

4. § 76 Abs. 1 Z 2 lit. b lautet:
„b) vor dem gegenwärtigen Studium das

Studium im Sinne des § 17 des Studienför-
derungsgesetzes 1992 gewechselt hat oder
die gesamte Anspruchsdauer auf Studien-
beihilfe für die Studienrichtung im Sinne
des § 18 Abs. 1 und 5 des Studienförde-
rungsgesetzes 1992 ohne wichtige Gründe
(§ 19 Abs. 2 bis 4 des Studienförderungs-
gesetzes 1992) um mehr als vier Semester
überschritten hat oder"

5. Im § 76 Abs. 1 Z 2 lit. c wird der Ausdruck „des
§ 2 Abs. 1 lit. d des Studienförderungsgesetzes
1983" durch den Ausdruck „der §§ 13 bis 15 des
Studienförderungsgesetzes 1992" ersetzt.

6. § 123 Abs. 4 Z 1 lautet:
„1. sich in einer Schul- oder Berufsausbildung

befinden, die ihre Arbeitskraft überwie-
gend beansprucht, längstens bis zur Voll-
endung des 27. Lebensjahres; die Angehö-
rigeneigenschaft von Kindern, die eine im
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§ 3 des Studienförderungsgesetzes 1992,
BGBl. Nr. 305, genannte Einrichtung
besuchen, verlängert sich nur dann, wenn
sie ein ordentliches Studium ernsthaft und
zielstrebig im Sinne des § 2 Abs. 1 lit. b des
Familienlastenausgleichsgesetzes 1967,
BGBl. Nr. 376, betreiben;"

7. § 252 Abs. 2 Z 1 lautet:
„1. sich in einer Schul- oder Berufsausbildung

befindet, die seine Arbeitskraft überwie-
gend beansprucht, längstens bis zur Voll-
endung des 27. Lebensjahres; die Kindes-
eigenschaft von Kindern, die eine im § 3
des Studienförderungsgesetzes 1992,
BGBl. Nr. 305, genannte Einrichtung
besuchen, verlängert sich nur dann, wenn
sie ein ordentliches Studium ernsthaft und
zielstrebig im Sinne des § 2 Abs. 1 lit. b des
Familienlastenausgleichsgesetzes 1967,
BGBl. Nr. 376, betreiben;"

8. Im § 292 Abs. 4 lit. b wird der Ausdruck
„Studienförderungsgesetz 1983" durch den Aus-
druck „Studienförderungsgesetz 1992" ersetzt.

9. Nach § 459 a wird folgender § 459 b eingefügt:

„Mitwirkung der Abgabenbehörden des Bundes
hinsichtlich des Bezuges einer Familienbeihilfe

§ 459 b. (1) Die Abgabenbehörden des Bundes
haben den Trägern der Sozialversicherung nach
Maßgabe des Abs. 3 folgende Daten zu übermitteln:

Name (Familienname und Vorname), Versiche-
rungsnummer und Anschrift

1. der Person, für die Anspruch auf Familienbei-
hilfe gemäß § 2 Abs. 1 lit. b des Familienlasten-
ausgleichsgesetzes 1967 besteht, und

2. des Anspruchsberechtigten gemäß § 2 Abs. 2
des Familienlastenausgleichsgesetzes 1967.

(2) Die übermittelten Daten dürfen nur zur
Feststellung des Bestandes und des Umfanges von
Leistungen nach diesem Bundesgesetz verwendet
werden.

(3) Das Verfahren der Übermittlung und der
Zeitpunkt der erstmaligen Übermittlung von den in
Abs. 1 genannten Daten sind vom Bundesminister
für Finanzen im Einvernehmen mit dem Bundesmi-
nister für Umwelt, Jugend und Familie und dem
Bundesminister für Arbeit und Soziales nach
Maßgabe der technisch-organisatorischen Möglich-
keiten zu bestimmen."

10. Dem § 545 wird folgender Abs. 5 angefügt:

„(5) Mit der Vollziehung des § 459 b in der
Fassung des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 474/1992 ist
der Bundesminister für Finanzen im Einvernehmen
mit dem Bundesminister für Umwelt, Jugend und
Familie und dem Bundesminister für Arbeit und
Soziales betraut."

11. Im § 547 Abs. 1 Z 7 wird der Ausdruck
„1. Oktober 1992" durch den Ausdruck „1. Sep-
tember 1992" ersetzt.

12. Nach § 547 wird folgender § 548 angefügt:

„§ 548. (1) Die §§ 8 Abs. 1 Z 3 lit. i, 16 Abs. 2 Z 1,
76 Abs. 1 Z 2 lit. a, 76 Abs. 1 Z 2 lit. b, 76 Abs. 1 Z 2
lit. c, 123 Abs. 4 Z 1, 252 Abs. 2 Z 1, 292 Abs. 4
lit. b, 459 b und 545 Abs. 5 treten mit 1. September
1992 in Kraft.

(2) Der Anspruch auf die Leistungen der
Krankenversicherung für Personen, die am 31. Au-
gust 1992 als Angehörige galten, nach den
Bestimmungen des Bundesgesetzes BGBl.
Nr. 474/1992 aber nicht mehr als Angehörige
gelten, bleibt auch über das Ende der Angehörigen-
eigenschaft aufrecht, solange die Voraussetzungen
für einen am 31. August 1992 bestandenen Lei-
stungsanspruch gegeben sind.

(3) § 252 Abs. 2 Z 1 in der Fassung des
Bundesgesetzes BGBl. Nr. 474/1992 ist in allen
Fällen anzuwenden, in denen das Kind das
18. Lebensjahr nach dem 31. Dezember 1987
vollendet.

(4) Für Selbstversicherte in der Krankenversiche-
rung gemäß § 16 Abs. 2, für deren Beitragsgrund-
lage am 31. August 1992 § 76 Abs. 1 Z 2 erster
Halbsatz anzuwenden ist, nach den Bestimmungen
des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 474/1992 aber nicht
mehr anzuwenden wäre, ist die bisherige Beitrags-
grundlage längstens bis 30. September 1992 weiter
anzuwenden.

(5) § 252 Abs. 2 Z 1 erster Halbsatz in der vor
dem 1. September 1992 geltenden Fassung, ist in
allen Fällen weiter anzuwenden, in denen das Kind
das 18. Lebensjahr vor dem 1. September 1992
vollendet hat und eine im § 1 des Studienförde-
rungsgesetzes 1983, BGBl. Nr. 436, genannte
Einrichtung besucht hat."

Artikel II

Änderung des Gewerblichen
Sozialversicherungsgesetzes

Das Gewerbliche Sozialversicherungsgesetz,
BGBl. Nr. 560/1978, zuletzt geändert durch das
Bundesgesetz BGBl. Nr. 677/1991, wird geändert
wie folgt:

1. § 83 Abs. 4 Z 1 lautet:
„1. sich in einer Schul- oder Berufsausbildung

befinden, die ihre Arbeitskraft überwie-
gend beansprucht, längstens bis zur Voll-
endung des 27. Lebensjahres; die Angehö-
rigeneigenschaft von Kindern, die eine im
§ 3 des Studienförderungsgesetzes 1992,
BGBl. Nr. 305, genannte Einrichtung
besuchen, verlängert sich nur dann, wenn
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sie ein ordentliches Studium ernsthaft und
zielstrebig im Sinne des § 2 Abs. 1 lit. b des
Familienlastenausgleichsgesetzes 1967,
BGBl. Nr. 376, betreiben;"

2. § 128 Abs. 2 Z 1 lautet:
„1. sich in einer Schul- oder Berufsausbildung

befindet, die seine Arbeitskraft überwie-
gend beansprucht, längstens bis zur Voll-
endung des 27. Lebensjahres; die Kindes-
eigenschaft von Kindern, die eine im § 3
des Studienförderungsgesetzes 1992,
BGBl. Nr. 305, genannte Einrichtung
besuchen, verlängert sich nur dann, wenn
sie ein ordentliches Studium ernsthaft und
zielstrebig im Sinne des § 2 Abs. 1 lit. b des
Familienlastenausgleichsgesetzes 1967,
BGBl. Nr. 376, betreiben;"

3. Im § 149 Abs. 4 lit. b wird der Ausdruck
„Studienförderungsgesetz 1983, BGBl. Nr. 436,"
durch den Ausdruck „Studienförderungsgesetz
1992" ersetzt.

4. Nach § 229 a wird folgender § 229 b eingefügt:

„Mitwirkung der Abgabenbehörden des Bundes
hinsichtlich des Bezuges einer Familienbeihilfe

§ 229 b. (1) Die Abgabenbehörden des Bundes
haben dem Versicherungsträger nach Maßgabe des
Abs. 3 folgende Daten zu übermitteln:

Name (Familienname und Vorname), Versiche-
rungsnummer und Anschrift

1. der Person, für die Anspruch auf Familienbei-
hilfe gemäß § 2 Abs. 1 lit. b des Familienlasten-
ausgleichsgesetzes 1967 besteht, und

2. des Anspruchsberechtigten gemäß § 2 Abs. 2
des Familienlastenausgleichsgesetzes 1967.

(2) Die übermittelten Daten dürfen nur zur
Feststellung des Bestandes und des Umfanges von
Leistungen nach diesem Bundesgesetz verwendet
werden.

(3) Das Verfahren der Übermittlung und der
Zeitpunkt der erstmaligen Übermittlung von den in
Abs. 1 genannten Daten sind vom Bundesminister
für Finanzen im Einvernehmen mit dem Bundesmi-
nister für Umwelt, Jugend und Familie und dem
Bundesminister für Arbeit und Soziales nach
Maßgabe der technisch-organisatorischen Möglich-
keiten zu bestimmen."

5. § 254 lit. i lautet:
,,i) hinsichtlich der Bestimmung des § 229 b in

der Fassung des Bundesgesetzes BGBl.
Nr. 474/1992 der Bundesminister für
Finanzen im Einvernehmen mit dem
Bundesminister für Umwelt, Jugend und
Familie und dem Bundesminister für Arbeit
und Soziales;"

6. Die bisherige lit. i des § 254 erhält die
Bezeichnung lit. j .

7. Nach § 256 wird folgender § 257 angefügt:

„§ 257. (1) Die §§ 83 Abs. 4 Z 1, 128 Abs. 2 Z 1,
149 Abs. 4 lit. b, 229 b und 254 lit. i und j treten mit
1. September 1992 in Kraft.

(2) Der Anspruch auf die Leistungen der
Krankenversicherung für Personen, die am 31. Au-
gust 1992 als Angehörige galten, nach den
Bestimmungen des Bundesgesetzes BGBl.
Nr. 474/1992 aber nicht mehr als Angehörige
gelten, bleibt auch über das Ende der Angehörigen-
eigenschaft aufrecht, solange die Voraussetzungen
für einen am 31. August 1992 bestandenen Lei-
stungsanspruch gegeben sind.

(3) § 128 Abs. 2 Z 1 in der Fassung des
Bundesgesetzes BGBl. Nr. 474/1992 ist in allen
Fällen anzuwenden, in denen das Kind das
18. Lebensjahr nach dem 31. Dezember 1987
vollendet.

(4) § 128 Abs. 2 Z 1 erster Halbsatz in der vor
dem 1. September 1992 geltenden Fassung, ist in
allen Fällen weiter anzuwenden, in denen das Kind
das 18. Lebensjahr vor dem 1. September 1992
vollendet hat und eine im § 1 des Studienförde-
rungsgesetzes 1983, BGBl. Nr. 436, genannte
Einrichtung besucht hat."

Artikel III

Änderung des Bauern-Sozialversicherungsgesetzes

Das Bauern-Sozialversicherungsgesetz, BGBl.
Nr. 559/1978, zuletzt geändert durch das Bundes-
gesetz BGBl. Nr. 702/1991, wird geändert wie
folgt:

1. §78 Abs. 4 Z 1 lautet:
„1. sich in einer Schul- oder Berufsausbildung

befinden, die ihre Arbeitskraft überwie-
gend beansprucht, längstens bis zur Voll-
endung des 27. Lebensjahres; die Angehö-
rigeneigenschaft von Kindern, die eine im
§ 3 des Studienförderungsgesetzes 1992,
BGBl. Nr. 305, genannte Einrichtung
besuchen, verlängert sich nur dann, wenn
sie ein ordentliches Studium ernsthaft und
zielstrebig im Sinne des § 2 Abs. 1 lit. b des
Familienlastenausgleichsgesetzes 1967,
BGBl. Nr. 376, betreiben;"

2. §119 Abs. 2 Z l lautet:
„1. sich in einer Schul- oder Berufsausbildung

befindet, die seine Arbeitskraft überwie-
gend beansprucht, längstens bis zur Voll-
endung des 27. Lebensjahres; die Kindes-
eigenschaft von Kindern, die eine im § 3
des Studienförderungsgesetzes 1992,
BGBl. Nr. 305, genannte Einrichtung
besuchen, verlängert sich nur dann, wenn
sie ein ordentliches Studium ernsthaft und
zielstrebig im Sinne des § 2 Abs. 1 lit. b des
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Familienlastenausgleichsgesetzes 1967,
BGBl. Nr. 376, betreiben;"

3. Im § 140 Abs. 4 lit. b wird der Ausdruck
„Studienförderungsgesetz 1983" durch den Aus-
druck „Studienförderungsgesetz 1992" ersetzt.

4. Nach § 217 wird folgender § 217 a eingefügt:

„Mitwirkung der Abgabenbehörden des Bundes
hinsichtlich des Bezuges einer Familienbeihilfe

§ 217 a. (1) Die Abgabenbehörden des Bundes
haben dem Versicherungsträger nach Maßgabe des
Abs. 3 folgende Daten zu übermitteln:

Name (Familienname und Vorname), Versiche-
rungsnummer und Anschrift

1. der Person, für die Anspruch auf Familienbei-
hilfe gemäß § 2 Abs. 1 lit. b des Familienlasten-
ausgleichsgesetzes 1967 besteht, und

2. des Anspruchsberechtigten gemäß § 2 Abs. 2
des Familienlastenausgleichsgesetzes 1967.

(2). Die übermittelten Daten dürfen nur zur
Feststellung des Bestandes und des Umfanges von
Leistungen nach diesem Bundesgesetz verwendet
werden.

(3) Das Verfahren der Übermittlung und der
Zeitpunkt der erstmaligen Übermittlung von den in
Abs. 1 genannten Daten sind vom Bundesminister
für Finanzen im Einvernehmen mit dem Bundesmi-
nister für Umwelt, Jugend und Familie und dem
Bundesminister für Arbeit und Soziales nach
Maßgabe der technisch-organisatorischen Möglich-
keiten zu bestimmen."

5. § 241 Abs. 1 lit. g lautet:
,,g) hinsichtlich der Bestimmung des § 217 a in

der Fassung des BGBl Nr. 474/1992 der
Bundesminister für Finanzen im Einver-
nehmen mit dem Bundesminister für
Umwelt, Jugend und Familie und dem
Bundesminister für Arbeit und Soziales;"

6. Die bisherige lit. g des § 241 Abs. 1 erhält die
Bezeichnung lit. h.

7. Nach § 243 wird folgender § 244 angefügt:

„§ 244. (1) Die §§ 78 Abs. 4 Z 1, 119 Abs. 2 Z 1,
140 Abs. 4 lit. b, 217 a und 241 Abs. 1 lit. g und h
treten mit 1. September 1992 in Kraft.

(2) Der Anspruch auf die Leistungen der
Krankenversicherung für Personen, die am 31. Au-
gust 1992 als Angehörige galten, nach den
Bestimmungen des Bundesgesetzes BGBl.
Nr. 474/1992 aber nicht mehr als Angehörige
gelten, bleibt auch über das Ende der Angehörigen-
eigenschaft aufrecht, solange die Voraussetzungen
für einen am 31. August 1992 bestandenen Lei-
stungsanspruch gegeben sind.

(3) § 119 Abs. 2 Z 1 in der Fassung des
Bundesgesetzes BGBl. Nr. 474/1992 ist in allen

Fällen anzuwenden, in denen das Kind das
18. Lebensjahr nach dem 31. Dezember 1987
vollendet.

(4) § 119 Abs. 2 Z 1 erster Halbsatz in der vor
dem 1. September 1992 geltenden Fassung, ist in
allen Fällen weiter anzuwenden, in denen das Kind
das 18. Lebensjahr vor dem 1. September 1992
vollendet hat und eine im § 1 des Studienförde-
rungsgesetzes 1983, BGBl. Nr. 436, genannte
Einrichtung besucht hat."

Artikel IV

Änderung des Beamten-Kranken- und
Unfallversicherungsgesetzes

Das Beamten-Kranken- und Unfallversiche-
rungsgesetz, BGBl. Nr. 200/1967, zuletzt geändert
durch das Bundesgesetz BGBl. Nr. 679/1991, wird
geändert wie folgt:

1. § 56 Abs. 3 Z 1 lautet:
„1. sich in einer Schul- oder Berufsausbildung

befinden, die ihre Arbeitskraft überwie-
gend beansprucht, längstens bis zur Voll-
endung des 27. Lebensjahres; die Angehö-
rigeneigenschaft von Kindern, die eine im
§ 3 des Studienförderungsgesetzes 1992,
BGBl. Nr. 305, genannte Einrichtung
besuchen, verlängert sich nur dann, wenn
sie ein ordentliches Studium ernsthaft und
zielstrebig im Sinne des § 2 Abs. 1 lit. b des
Familienlastenausgleichsgesetzes 1967,
BGBl. Nr. 376, betreiben;"

2. § 105 Abs. 3 Z 1 lautet:
„1. sich in einer Schul- oder Berufsausbildung

befindet, die seine Arbeitskraft überwie-
gend beansprucht, längstens bis zur Voll-
endung des 27.- Lebensjahres; die Kindes-
eigenschaft von Kindern, die eine im § 3
des Studienförderungsgesetzes 1992,
BGBl. Nr. 305, genannte Einrichtung
besuchen, verlängert sich nur dann, wenn
sie ein ordentliches Studium ernsthaft und
zielstrebig im Sinne des § 2 Abs. 1 lit. b des
Familienlastenausgleichsgesetzes 1967,
BGBl. Nr. 376, betreiben;"

3. Im Vierten Teil wird nach dem Abschnitt VIII
folgender Abschnitt IX eingefügt:

„ABSCHNITT IX

Mitwirkung der Abgabenbehörden des Bundes
hinsichtlich des Bezuges einer Familienbeihilfe

§ 159 d. (1) Die Abgabenbehörden des Bundes
haben der Versicherungsanstalt nach Maßgabe des
Abs. 3 folgende Daten zu übermitteln:

Name (Familienname und Vorname), Versiche-
rungsnummer und Anschrift
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1. der Person, für die Anspruch auf Familienbei-
hilfe gemäß § 2 Abs. 1 lit. b des Familienlasten-
ausgleichsgesetzes 1967 besteht, und

2. des Anspruchsberechtigten gemäß § 2 Abs. 2
des Familienlastenausgleichsgesetzes 1967.

(2) Die übermittelten Daten dürfen nur zur
Feststellung des Bestandes und des Umfanges von
Leistungen nach diesem Bundesgesetz verwendet
werden.

(3) Das Verfahren der Übermittlung und der
Zeitpunkt der erstmaligen Übermittlung von den in
Abs. 1 genannten Daten sind vom Bundesminister
für Finanzen im Einvernehmen mit dem Bundesmi-
nister für Umwelt, Jugend und Familie und dem
Bundesminister für Arbeit und Soziales nach
Maßgabe der technisch-organisatorischen Möglich-
keiten zu bestimmen."

4. Dem § 171 wird folgender Abs. 4 angefügt:

„(4) Mit der Vollziehung des § 159 d in der
Fassung des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 474/1992 ist
der Bundesminister für Finanzen im Einvernehmen
mit dem Bundesminister für Umwelt, Jugend und
Familie und dem Bundesminister für Arbeit und
Soziales betraut."

5. Nach § 173 wird folgender § 174 angefügt:

„§ 174. (1) Die §§ 56 Abs. 3 Z 1, 105 Abs. 3 Z 1,
159 d und 171 Abs. 4 treten mit 1. September 1992
in Kraft.

(2) Der Anspruch auf die Leistungen der
Krankenversicherung für Personen, die am 31. Au-
gust 1992 als Angehörige galten, nach den
Bestimmungen des Bundesgesetzes BGBl.
Nr. 474/1992 aber nicht mehr als Angehörige
gelten, bleibt auch über das Ende der Angehörigen-
eigenschaft aufrecht, solange die Voraussetzungen
für einen am 31. August 1992 bestandenen Lei-
stungsanspruch gegeben sind.

(3) § 105 Abs. 3 Z 1 in der Fassung des
Bundesgesetzes BGBl. Nr. 474/1992 ist in allen
Fällen anzuwenden, in denen das Kind das
18. Lebensjahr nach dem 31. Dezember 1987
vollendet.

(4) § 105 Abs. 3 Z 1 erster Halbsatz in der vor
dem 1. September 1992 geltenden Fassung, ist in
allen Fällen weiter anzuwenden, in denen das Kind
das 18. Lebensjahr vor dem 1. September 1992
vollendet hat und eine im § 1 des Studienförde-
rungsgesetzes 1983, BGBl. Nr. 436, genannte
Einrichtung besucht hat."

Artikel V

Änderung des Kriegsopferversorgungsgesetzes 1957

Das Kriegsopferversorgungsgesetz 1957, BGBl.
Nr. 152, zuletzt geändert durch das Bundesgesetz
BGBl. Nr. 687/1991, wird wie folgt geändert:

§ 41 Abs. 1 Z 1 lautet:
„1. wegen wissenschaftlicher oder sonstiger regel-

mäßiger Schul- oder Berufsausbildung sich
noch nicht selbst erhalten kann, bis zur
ordnungsmäßigen Beendigung der Ausbil-
dung, längstens jedoch bis zur Vollendung des
27. Lebensjahres. Waisen, die eine im § 3 des
Studienförderungsgesetzes 1992, BGBl.
Nr. 305, genannte Einrichtung besuchen,
gebührt die Rente nur dann, wenn sie ein
ordentliches Studium ernsthaft und zielstrebig
im Sinne des § 2 Abs. 1 lit. b des Familienla-
stenausgleichsgesetzes 1967, BGBl. Nr. 376,
betreiben;"

Artikel VI

Änderung des Heeresversorgungsgesetzes

Das Heeresversorgungsgesetz, BGBl. Nr. 27/
1964, zuletzt geändert durch das Bundesgesetz
BGBl. Nr. 687/1991, wird wie folgt geändert:

§ 40 Abs. 1 Z 1 lautet:
„1. wegen wissenschaftlicher öder sonstiger regel-

mäßiger Schul- oder Berufsausbildung sich
noch nicht selbst erhalten kann, bis zur
ordnungsmäßigen Beendigung der Ausbil-
dung, längstens jedoch bis zur Vollendung des
27. Lebensjahres. Waisen, die eine im § 3 des
Studienförderungsgesetzes 1992, BGBl.
Nr. 305, genannte Einrichtung besuchen,
gebührt die Rente nur dann, wenn sie ein
ordentliches Studium ernsthaft und zielstrebig
im Sinne des § 2 Abs. 1 lit. b des Familienla-
stenausgleichsgesetzes 1967, BGBl. Nr. 376,
betreiben;"

Artikel VII

Änderung des Verbrechensopfergesetzes

Das Verbrechensopfergesetz, BGBl. Nr. 288/
1972, zuletzt geändert durch das Bundesgesetz
BGBl. Nr. 687/1991, wird wie folgt geändert:

§ 1 Abs. 6 Z 1 lautet:
„1. wegen wissenschaftlicher oder sonstiger regel-

mäßiger Schul- oder Berufsausbildung sich
noch nicht selbst erhalten können, bis zur
ordnungsmäßigen Beendigung der Ausbil-
dung, längstens jedoch bis zur Vollendung des
27. Lebensjahres. Kindern, die eine im § 3 des
Studienförderungsgesetzes 1992, BGBl.
Nr. 305, genannte Einrichtung besuchen,
gebührt die Hilfe nur dann, wenn sie ein
ordentliches Studium ernsthaft und zielstrebig
im Sinne des § 2 Abs. 1 lit. b des Familienla-
stenausgleichsgesetzes 1967, BGBl. Nr. 376,
betreiben;"

Artikel VIII

Übergangsbestimmung

§ 41 Abs. 1 Z 1 des Kriegsopferversorgungsgeset-
zes 1957, § 40 Abs. 1 Z 1 des Heeresversorgungs-
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gesetzes und § 1 Abs. 6 Z 1 des Verbrechensopfer-
gesetzes in der bisherigen Fassung sind weiterhin
anzuwenden, wenn die Waisenrenten und die Hilfe
über das 18. Lebensjahr hinaus bereits vor dem
1. September 1992 zuerkannt worden sind.

Artikel IX

Inkrafttreten

Die Art. V bis VIII treten mit 1. September 1992
in Kraft.

Klestil

Vranitzky

4 7 5 . Bundesgesetz, mit dem das Ausländer-
beschäftigungsgesetz geändert wird

Der Nationalrat hat beschlossen:

Das Ausländerbeschäftigungsgesetz, BGBl.
Nr. 218/1975, zuletzt geändert durch das Bundes-
gesetz BGBl. Nr. 684/1991, wird wie folgt geän-
dert:

1. Dem § 1 Abs. 2 wird folgende neue lit. 1
angefügt:

„1) Ausländer, die Ehegatten österreichischer
Staatsbürger sind, sowie Kinder (einschließ-
lich Adoptiv- und Stiefkinder) österreichi-
scher Staatsbürger, die noch nicht 21 Jahre alt
sind oder denen der österreichische Staatsbür-
ger Unterhalt gewährt."

2. Dem § 3 wird folgender Abs. 7 angefügt:

„(7) Ein Arbeitgeber darf einen Ausländer, auf
den zum Zeitpunkt der Beschäftigungsaufnahme die
Bestimmungen dieses Bundesgesetzes nicht anzu-
wenden waren, auch nach dem Wegfall der dafür
maßgeblichen persönlichen Umstände des Auslän-
ders bis zum Ende des Beschäftigungsverhältnisses
weiter beschäftigen."

2 a. § 4 Abs. 3 Z 7 lautet:
„7. der Ausländer zum Aufenthalt in Österreich

nach dem Aufenthaltsgesetz, BGBl. Nr. 466/
1992, berechtigt ist, ausgenommen im Fall des
Antrages auf Verlängerung einer Beschäfti-
gungsbewilligung."

2 b. Der bisherige Text des § 4 b erhält die
Bezeichnung Abs. 1; folgender Abs. 2 wird ange-
fügt:

„(2) Die Prüfung der Lage und Entwicklung des
Arbeitsmarktes im Sinne des § 4 Abs. 1 entfällt,
wenn

1. dem Arbeitgeber für den zu besetzenden
Arbeitsplatz eine gültige Sicherungsbescheini-
gung für den beantragten Ausländer ausge-
stellt wurde oder

2. das zuständige Landesarbeitsamt innerhalb
der letzten zwölf Monate vor der Antragstel-
lung gemäß § 5 Abs. 2 des Aufenthaltsgesetzes
festgestellt hat, daß gegen die Aufnahme der
angestrebten Beschäftigung durch den bean-
tragten Ausländer in diesem Bundesland keine
Bedenken bestehen."

3. § 14 a Abs. 1 lautet:

„§ 14 a. (1) Einem Ausländer ist auf Antrag eine
Arbeitserlaubnis auszustellen, wenn der Ausländer
in den letzten 14 Monaten insgesamt 52 Wochen im
Bundesgebiet im Sinne des § 2 Abs. 2 mit einer dem
Geltungsbereich dieses Bundesgesetzes unterliegen-
den Tätigkeit erlaubt beschäftigt war."

4. § 14 a Abs. 3 lautet:

„(3) Die Arbeitserlaubnis ist für den Bereich jenes
Bundeslandes auszustellen, in welchem die letzte
Beschäftigungsbewilligung erteilt oder die erlaubte
Beschäftigung zuletzt ausgeübt wurde. Der örtliche
Geltungsbereich kann bei wechselnden Beschäfti-
gungsorten bei einem Arbeitgeber oder bei saisonell
bedingten unterschiedlichen Beschäftigungsorten
auf den Bereich mehrerer Bundesländer ausgedehnt
werden."

5. § 15 Abs. 1 lautet:

„§ 15. (1) Einem Ausländer ist auf Antrag ein
Befreiungsschein auszustellen, wenn

1. der Ausländer während der letzten acht Jahre
mindestens fünf Jahre im Bundesgebiet im
Sinne des § 2 Abs. 2 mit einer dem Geltungsbe-
reich dieses Bundesgesetzes unterliegenden
Tätigkeit erlaubt beschäftigt war, oder

2. der Ausländer mindestens fünf Jahre mit einem
österreichischen Staatsbürger verheiratet war
und seinen Wohnsitz im Bundesgebiet hat,
oder

3. der Ausländer das 19. Lebensjahr noch nicht
vollendet hat (jugendlicher Ausländer) und
sich wenigstens ein Elternteil mindestens fünf
Jahre rechtmäßig im Bundesgebiet aufgehalten
hat, wenn
a) er sich mehr als die halbe Lebenszeit

rechtmäßig im Bundesgebiet aufgehalten
hat oder

b) er seine Schulpflicht zumindest zur Hälfte
im Bundesgebiet erfüllt und auch beendet
hat, oder

4. der Ausländer das 19. Lebensjahr vollendet
hat, die Voraussetzungen der Z 3 bei Vollen-
dung des 19. Lebensjahres erfüllt waren und er
sich während der letzten fünf Jahre mindestens
zweieinhalb Jahre im Bundesgebiet aufgehal-
ten hat, oder

5. der Ausländer das 21. Lebensjahr vollendet hat
und bis zur Erreichung des 21. Lebensjahres
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oder darüber hinaus bis zur Beendigung der
Unterhaltsgewährung wegen der Staatsbür-
gerschaft eines Elternteiles nicht dem Gel-
tungsbereich dieses Bundesgesetzes unterlegen
ist, wenn er sich während der letzten fünf
Jahre mindestens zweieinhalb Jahre im Bun-
desgebiet aufgehalten hat."

6. § 15 Abs. 3 lautet:

„(3) Ist der österreichische Staatsbürger verstor-
ben, so entfällt die im Abs. 1 2 2 normierte
Voraussetzung der fünfjährigen Ehedauer. Ist ein
Elternteil, der in Österreich gelebt hat, verstorben,
so entfällt die im Abs. 1 Z 3 normierte Vorausset-
zung des fünfjährigen Aufenthaltes wenigstens eines
Elternteiles."

7. Im § 15 Abs. 4 wird der Ausdruck „§ 15 Abs. 1
Z 4" durch den Ausdruck „Abs. 1 Z 4 und 5"
ersetzt.

8. Im § 15 a Abs. 3 wird der Ausdruck „§ 15
Abs. 1 Z 3 und 4" durch den Ausdruck „§ 15 Abs. 1
Z 3, 4 und 5" ersetzt.

9. § 16 Abs. 1 lautet:

„§ 16. (1) Der Befreiungsschein ist zu widerrufen,
wenn der Ausländer im Antrag auf Ausstellung eines
Befreiungsscheines über wesentliche Tatsachen
wissentlich falsche Angaben gemacht oder solche
Tatsachen verschwiegen hat."

9 a. Dem § 20 b wird folgender Abs. 4 angefügt:

„(4) Die Berechtigung gemäß Abs. 1 besteht nur,
wenn der Ausländer die Voraussetzungen gemäß
§ 4 Abs. 3 Z 7 erfüllt."

9 b. Dem § 27 wird folgender Abs. 4 angefügt:

„(4) Die Landesarbeitsämter und Arbeitsämter
sind berechtigt, der nach dem Wohnsitz oder

gewöhnlichen Aufenthalt des Ausländers zuständi-
gen Fremdenpolizeibehörde oder der nach § 7
Abs. 3 des Aufenthaltsgesetzes zuständigen Behörde
die Erledigung der Anträge auf Ausstellung einer
Sicherungsbescheinigung und auf Erteilung einer
Beschäftigungsbewilligung zur Kenntnis zu brin-
gen."

9 c. Nach Abschnitt VII wird folgender Ab-
schnitt VII a samt Überschrift eingefügt:

„Mitwirkung an der Vollziehung des
Aufenthaltsgesetzes

§ 31 a. Vor Feststellung, daß keine Bedenken
gegen die Aufnahme einer Beschäftigung durch
einen Ausländer gemäß § 5 Abs. 2 des Aufenthalts-
gesetzes bestehen, ist der gemäß § 23 Abs. 2
eingerichtete Unterausschuß anzuhören."

9 d. § 34 Abs. 3 lautet:

„(3) § 12 a tritt mit Ablauf des 31. Dezember
1993 außer Kraft."

10. Dem § 34 werden folgende Abs. 5 und 6
angefügt:

„(5) § 1 Abs. 2 lit. 1, § 3 Abs. 7, § 14 a Abs. 1 und
3, § 15 Abs. 1, 3 und 4, § 15 a Abs. 3 und §16 Abs. 1
in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl.
Nr. 475/1992 treten gleichzeitig mit dem Abkom-
men über den Europäischen Wirtschaftsraum in
Kraft.

(6) § 4 Abs. 3 Z 7, § 4 b, § 20 b Abs. 4, § 27 Abs. 4
und § 31 a in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl.
Nr. 475/1992 treten mit 1. Juli 1993 in Kraft."

Klestil

Vranitzky


